[bookmark: _GoBack]






Parlamentarische Demokratie  
spielerisch erfahren 






Sahelien
Hintergrundinformationen 
 
 
 

 






WP18 – 26/05/2014

4



	Sahelien 
	WP18 – 26/05/2014
	H 23





Sahelien - Hintergrundinformationen  



 
A.   EUMISA
Beschluss GASP-2014-5 des Rates der EU vom 17. 02. 2014	H   3
Übersicht: Beiträge der beteiligten EU-Staaten	H   7

B.   Argumente pro Auslandsengagement
Deutschland kann und muss mehr Verantwortung übernehmen 	H   8
Plädoyer: Mehr Einsatz in Afrika 	H 10
Verteidigungsministerin will Bundeswehr verstärkt im Ausland einsetzen 	H 11
EU-Anti-Terror-Koordinator: Europa muss mehr für Afrika tun 	H 12
Entwicklungshilfe: Die Bevölkerung einbeziehen	H 13
Wirksame Unterstützung braucht Kontinuität	H 14

C.   Skeptische Stimmen
Uran, Rohstoffe, Konflikt: Deutsche Militäreinsätze in Afrika als „Sicherheit“ 
       für Europa 	H 15
Frankreich: Afrikas Gendarm wider Willen 	H 17
„Franceafrique“: Geldkoffer aus Afrika für Paris – ein Schattenmann plaudert	H 18
Kommentar: Eifrige Gutmenschen im Tarnanzug	H 19
Entwicklungshilfe: Milliarden blockieren die Entwicklung	H 20

D.   Reportagen 
Vor Ort in Sahelien: Eine Hauptstadt unter Druck, verlassene Dörfer im 
Westen und eine Landbevölkerung in Angst 	H 21
In Sahelien leiden Mädchen und Frauen am meisten 	H 22
Am schlimmsten ist die Korruption	H 23







A. EUMISA

BESCHLUSS GASP-2014-5 DES RATES
vom 17. Februar 2013
über eine Militärmission der Europäischen Union als Beitrag zur Ausbildung der sahelischen Streitkräfte (EU Mission Sahelia - EUMISA)


DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 
gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 42 Absatz 4 und Artikel 43 Absatz 2, 
auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
(1) Der Rat hat am 10. Oktober 2013 festgestellt, dass der dramatische Wandel in den westlichen landesteilen Saheliens eine Überprüfung der Maßnahmen erfordert, die die Union ergreifen sollte, um die Wiederherstellung einer demokratischen Regierung und der Rechtsstaatlichkeit im gesamten Hoheitsgebiet Saheliens zu unterstützen. Er forderte die Hohe Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik (im Folgenden „Hohe Vertreterin“) und die Kommission auf, angesichts der Situation in Sahelien konkrete Vorschläge für ein Tätigwerden der Union in mehreren Bereichen zu unterbreiten. 
(2) Mit Schreiben vom 15. Oktober 2013 hat der Präsident der Republik Sahelien die Union um Unterstützung bei der Wiederherstellung der territorialen Unversehrtheit Saheliens gebeten. 
(3)  Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen hat in seiner Resolution 2134 (2013) vom 12. November 2013 zur Lage in Sahelien die internationalen Partner, einschließlich der Union, unter Hinweis auf seine ernste Besorgnis über die Folgen der Instabilität im Westen Saheliens für die Region und darüber hinaus sowie unter Betonung, dass rasche Maßnahmen zur Wahrung der Stabilität in der gesamten Sahel-Region ergriffen werden müssen, auf gefordert, den sahelischen Streit- und Sicherheitskräften Hilfe, Sachverstand, Ausbildung und Unterstützung beim Kapazitätsaufbau bereitzustellen. 
 (4) Der Rat hat in seinen Schlussfolgerungen vom 20. November 2013 dazu aufgefordert, dass vordringlich die Planungsarbeiten im Hinblick auf eine etwaige Militärmission im Rahmen der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP) fortgesetzt und vertieft werden, indem insbesondere ein Krisenbewältigungskonzept für die Neustrukturierung und Schulung der sahelischen Verteidigungskräfte ausgearbeitet wird, wobei die notwendigen Voraussetzungen für die Wirksamkeit einer etwaigen Mission, einschließlich der vollständigen und uneingeschränkten Unterstützung der sahelischen Regierung und die Festlegung einer Ausstiegsstrategie, zu berücksichtigen sind. 
(5) In seinen Schlussfolgerungen vom 05. Dezember 2013 hat der Rat die Vorlage des Krisenmanagementkonzepts durch die Hohe Vertreterin begrüßt und die zuständigen Gruppen ersucht, dieses Konzept vordringlich zu prüfen, damit der Rat es im Januar 2014 annehmen kann. 
(6) Am 15. Dezember 2013 hat der Rat ein Krisenmanagementkonzept für eine etwaige militärische GSVP-Ausbildungsmission in Sahelien gebilligt. Der Rat betonte, dass eine Mission in Sahelien wesentlicher Bestandteil des im Rahmen der Strategie für Sicherheit und Entwicklung in der Sahelzone ausgearbeiteten umfassenden Konzepts der Union wäre. 

(7) Mit Schreiben vom 20. Dezember 2013 hat der Präsident der Republik Sahelien ein Einladungsschreiben an die Hohe Vertreterin gerichtet und darin den Einsatz einer militärischen Ausbildungsmission der EU in Sahelien begrüßt. 
(8) Das Politische und Sicherheitspolitische Komitee (PSK) sollte unter der Verantwortung des Rates und des Hohen Vertreters die politische Kontrolle und die strategische Leitung der Militärmission der Union wahrnehmen und die geeigneten Beschlüsse nach Artikel 38 Absatz 3 des Vertrags über die Europäische Union (EUV) fassen. 
(9) Es ist erforderlich, internationale Übereinkünfte über den Status der EU-Einheiten und des EU-Personals und über die Teilnahme von Drittstaaten an Missionen der Union auszuhandeln und zu schließen. 
(10) Nach Artikel 41 Absatz 2 EUV gehen die operativen Ausgaben mit militärischen oder verteidigungspolitischen Bezügen, die aufgrund dieses Beschlusses entstehen, über einen Mechanismus zur Verwaltung der Finanzierung der gemeinsamen Kosten der Operationen der Europäischen Union mit militärischen oder verteidigungspolitischen Bezügen (Athena) zu Lasten der Mitgliedstaaten. 
(11) Gemäß Artikel 5 des dem EUV und dem Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) beigefüg-ten Protokolls über die Position Dänemarks beteiligt sich Dänemark nicht an der Ausarbeitung und Durchführung von Beschlüssen und Maßnahmen der Union, die verteidigungspolitische Bezüge haben. Dänemark beteiligt sich nicht an der Durchführung dieses Beschlusses und beteiligt sich daher nicht an der Finanzierung dieser Mission.  

HAT FOLGENDEN 
BESCHLUSS ERLASSEN: 
Artikel 1 
Mission 
(1) Die Union führt eine militärische Ausbildungsmission (EUMISA) durch, die bezweckt, im Osten Saheliens Militär- und Ausbildungsberatung für die unter der Kontrolle der rechtmäßigen Zivilregierung operierenden sahelischen Streitkräfte bereitzustellen, um einen Beitrag zur Wiederherstellung der militärischen Fähigkeit dieser Streitkräfte zu leisten, damit sie militärische Ein-sätze zur Wiederherstellung der territorialen Unversehrtheit Saheliens und zur Verringerung der Bedrohung durch terroristische Gruppen durchführen können. Die EUMISA beteiligt sich nicht an Kampfeinsätzen. 
(2) Ziel der EUMISA ist die Deckung der operativen Erfordernisse der sahelischen Streitkräfte durch Bereitstellung von 
a)  Unterstützung bei der Ausbildung zum Aufbau von Fähigkeiten der sahelischen Streitkräfte; 
b)  Ausbildung und Beratung im Bereich der Führung, der Logistikkette und der Personalwirtschaft sowie Ausbildung auf den Gebieten humanitäres Völkerrecht, Schutz der Zivilbevölkerung und Menschen-rechte. 
(3) Die EUMISA strebt an, die Bedingungen für die Ausübung einer ordnungsgemäßen politischen Kontrolle über die sahelischen Streitkräfte durch die rechtmäßige Zivilregierung zu stärken. 
(4) Die Tätigkeiten der EUMISA werden in enger Abstimmung mit anderen an der Unterstützung der sahelischen Streitkräfte beteiligten Akteuren, insbesondere den Vereinten Nationen (VN) und der Wirtschaftsgemeinschaft der westafrikanischen Staaten (Ecowas), durchgeführt. 

Artikel 2 
Ernennung des Befehlshabers der EU-Mission 
(1) Der deutsche Brigadegeneral Vinzenz Middelhof wird zum Befehlshaber der EU-Mission ernannt. 
(2) Der Befehlshaber der EU-Mission nimmt die Aufgaben eines Befehlshabers der EU-Operation und eines Befehlshabers der EU-Einsatzkräfte wahr. 
Artikel 3 
Bestimmung des Hauptquartiers der Mission 
(1) Das Hauptquartier der EUMISA befindet sich in Garango, 30 km westlich der Hauptstadt Bouroum. Es nimmt die Aufgaben sowohl eines operativen Hauptquartiers als auch eines operativ-taktischen Hauptquartiers wahr. 
(2) Das Hauptquartier der Mission verfügt über eine Unterstützungszelle in Brüssel. 
Artikel 4 
Planung und Einleitung der EUMISA 
Der Beschluss über die Einleitung der EUMISA wird vom Rat gefasst, nachdem der Missionsplan und die Einsatzregeln gebilligt wurden. 
Artikel 5 
Politische Kontrolle und strategische Leitung 
(1) Unter der Verantwortung des Rates und des Hohen Vertreters nimmt das PSK die politische Kontrolle und strategische Leitung der EUMISA wahr. Der Rat ermächtigt das PSK, die geeigneten Beschlüsse nach Artikel 38 EUV zu fassen. Diese Ermächtigung umfasst die Befugnis zur Änderung der Planungsdokumente, einschließlich des Missionsplans, und der Befehlskette. Sie umfasst auch die Befugnis, Beschlüsse zur Ernennung der auf-einanderfolgenden Befehlshaber der EU-Mission zu fassen. Die Entscheidungsbefugnis in Bezug auf die Ziele und die Beendigung der EUMISA verbleibt beim Rat. 
(2) Das PSK erstattet dem Rat regelmäßig Bericht. 
(3) Das PSK erhält regelmäßig vom Vorsitzenden des Militärausschusses der EU (EUMC) Berichte über die Durchführung der EUMISA. Das PSK kann den Befehlshaber der EU-Mission gegebenenfalls zu seinen Sitzungen einladen. 
Artikel 6 
Militärische Leitung 
(1) Der EUMC überwacht die ordnungsgemäße Durchführung der EUMISA unter Verantwortung des Befehlshabers der EU-Mission. 
(2) Der EUMC erhält regelmäßig vom Befehlshaber der EU- Mission Berichte. Er kann den Befehlshaber der EU-Mission gegebenenfalls zu seinen Sitzungen einladen. 
(3) Der Vorsitzende des EUMC ist erster Ansprechpartner für den Befehlshaber der EU-Mission. 
Artikel 7 
Kohärenz der Reaktion der Union und Koordinierung 
(1) Der Hohe Vertreter sorgt für die Durchführung dieses Beschlusses sowie für seine Kohärenz mit dem außenpolitischen Handeln der Union insgesamt, einschließlich der Entwicklungsprogramme der Union. 
(2) Unbeschadet der Befehlskette erhält der Befehlshaber der EU-Mission politische Handlungsempfehlungen vom Leiter der Delegation der Union in Bouroum, in enger Abstimmung mit dem EU-Koordinator für die Sahelzone. 
(3) Die EUMISA stimmt sich mit der GSVP-Mission der Union in Niger (EUCAP SAHEL Niger) zwecks Prüfung möglicher Synergien ab. 
(4) Die EUMISA stimmt ihre Tätigkeiten mit den bilateralen Tätigkeiten der Mitgliedstaaten in Sahelien sowie mit anderen internationalen Akteuren in der Region, insbesondere den Vereinten Nationen, der Afrikanischen Union (AU), der Wirtschaftsgemeinschaft westafrikanischer Staaten Ecowas und bilateralen Akteuren, einschließlich der Vereinigten Staaten und Kanada, und mit anderen wichtigen regionalen Ak-teuren ab.  
Artikel 8 
Status des EU-geführten Personals 
Der Status der EU-geführten Einheiten und ihres Personals, einschließlich der Vorrechte, Immunitäten und weiterer für die Durchführung und das reibungslose Funktionieren ihrer Mission erforderlicher Garantien, wird in einer Übereinkunft geregelt, die gemäß Artikel 37 EUV und im Verfahren nach Artikel 218 AEUV zu schließen ist. 
Artikel 9 
Finanzierung 
(1) Die gemeinsamen Kosten der EUMISA werden gemäß dem Beschluss GASP-2011-871 gemeinsam verwaltet. 
(2) Der als finanzieller Bezugsrahmen für die gemeinsamen Kosten der EUMISA dienende Betrag beläuft sich auf 42,075 Mio. EUR. 
Artikel 10 
Weitergabe von Informationen  
(1) Der Hohe Vertreter ist befugt, als EU-Verschlusssachen bis zum Geheimhaltungsgrad „RESTREINT UE / EU RES TRICTED“ eingestufte Informationen, die für die Zwecke der EUMISA generiert werden, unter Einhaltung des Beschlusses 2011/292/EU entsprechend den operativen Erfordernissen der EUMISA an die VN und die Ecowas weiterzugeben. Zu diesem Zweck werden Vereinbarungen zwischen dem Hohen Vertreter und den zuständigen Stellen der VN und der Ecowas getroffen. 

(2) Im Falle eines speziellen und unmittelbaren operativen Erfordernisses ist der Hohe Vertreter ferner befugt, als EU-Verschlusssachen bis zum Geheimhaltungsgrad „RESTREINT UE / EU RESTRICTED“ eingestufte Informationen, die für die Zwecke der EUMISA generiert werden, unter Einhaltung des Beschlusses 2011/292/EU an den Gaststaat weiterzugeben. Zu diesem Zweck werden Vereinbarungen zwischen dem Hohen Vertreter und den zuständigen Behörden des Gaststaats getroffen. 
 (3) Der Hohe Vertreter kann die in den Absätzen 1 und 2 genannten Befugnisse wie auch die Befugnis, die genannten Vereinbarungen zu schließen, an Personal des Europäischen Auswärtigen Dienstes und/oder den Befehlshaber der EU-Mission delegieren. 
Artikel 11 
Inkrafttreten und Beendigung 
 (1) Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 
(2) Das Mandat der EUMISA endet zum 31. Dezember 2014. 
(3) Dieser Beschluss wird spätestens ab dem Zeitpunkt der Schließung des Hauptquartiers der Mission aufgehoben. 
Geschehen zu Brüssel am 17. Februar 2014. 
Im Namen des Rates 
Die Präsidentin
Catherine ASHTON 

Übersicht: Beiträge der beteiligten EU-Staaten




	
	Zahl der Einsatzkräfte
	Kostenübernahme (€)

	
	
	

	Belgien
	5
	1.275.000

	Deutschland
	50
	12.750.000

	Frankreich *)
	10
	2.550.000

	Großbritannien
	30
	7.650.000

	Italien
	20
	5.100.000

	Niederlande
	15
	3.825.000

	Österreich
	5
	1.275.000

	Polen
	15
	3.825.000

	Schweden
	5
	1.275.000

	Spanien
	10
	2.550.000

	
	
	

	SUMME
	165
	42.075.000







*) Die 10 französischen Einsatzkräfte dienen insbesondere der engen Koordination der 
   Bemühungen mit den ebenfalls im Land befindlichen französischen Kampftruppen 
   mit einer Stärke von 3000 Einsatzkräften.

B. Argumente pro Auslandsengagement 

Deutschland kann und muss mehr Verantwortung übernehmen
Rede des Bundespräsidenten vor der Münchner Sicherheitskonferenz 2014 

Dies ist ein gutes Deutschland, das beste, das wir kennen. Das auszusprechen, ist keine Schönfärberei. (...) Aber gerade weil dies gute Zeiten sind für Deutschland, müssen wir überlegen, was heute zu verändern wäre, damit bleibt, was uns wesentlich ist. Manche in Deutschland fragen, was es da eigentlich zu überlegen gebe. Unser Land sei von Freunden umgeben, und weit und breit schicke sich kein Staat an, sich mit uns zu verfeinden. Sie glauben, die deutsche Außenpolitik habe ihre bekömmliche Rezeptur längst gefunden. Da gebe es wenig zu justieren, schon gar nichts zu ändern. Warum etwas reparieren, das nicht kaputt ist?
Ohne Zweifel stimmt an diesem Argument, dass die deutsche Außenpolitik solide verwurzelt ist. Ihre wichtigste Errungenschaft ist, dass Deutschland mit Hilfe seiner Partner auf eine Vergangenheit aus Krieg und Dominanz eine Gegenwart, geprägt von Frieden und Kooperation, gebaut hat. (...)
Deutschland ist überdurchschnittlich globalisiert und profitiert deshalb überdurchschnittlich von einer offenen Weltordnung - einer Weltordnung, die Deutschland erlaubt, Interessen mit grundlegenden Werten zu verbinden. Aus all dem leitet sich Deutschlands wichtigstes außenpolitisches Interesse im 21. Jahrhundert ab: dieses Ordnungsgefüge, dieses System zu erhalten und zukunftsfähig zu machen. (...)
Unvermutet schnell geraten wir hinein in eine Welt, in der sich einzelne so viel Vernichtungskraft kaufen können wie früher nur Staaten. Eine Welt, in der ökonomische und politische Macht wandert und ganze Regionen aufrüsten. Im Nahen Osten drohen sich einzelne Feuer zu einem Flächenbrand zu verbinden. Just in diesem Moment überdenkt die einzige Supermacht Ausmaß und Form ihres globalen Engagements. Ihr Partner Europa ist mit sich selbst beschäftigt. Im Zuge dieser Entwicklungen zu glauben, man könne in Deutschland einfach weitermachen wie bisher - das überzeugt mich nicht.
Wie der Wandel allmählich an bundesdeutschen Gewissheiten nagt, ist seit einiger Zeit nicht mehr zu übersehen. An der europäischen Idee halten wir fest. Aber Europas Krise verunsichert uns. Auch an der Nato halten wir fest. Aber über die Ausrichtung der Allianz debattieren wir seit Jahren, und ihrer finanziellen Auszehrung werfen wir uns nicht entgegen. Das Bündnis mit den Vereinigten Staaten stellen wir nicht in Frage. Aber Stresssymptome und Zukunftsungewissheit beobachten wir durchaus.
Die regelbasierte Welt der Vereinten Nationen halten wir in hohen Ehren. Aber die Krise des Multilateralismus können wir nicht ignorieren. Die neuen Weltmächte sähen wir gern als Teilhaber der Weltordnung. Aber einige suchen ihren Platz nicht in der Mitte des Systems, sondern eher am Rande. Wir fühlen uns von Freunden umgeben, wissen aber kaum, wie wir umgehen sollen mit diffusen Sicherheitsrisiken wie der Privatisierung von Macht durch Terroristen und Cyberkriminelle. Wir beschweren uns, zu Recht, wenn Verbündete bei der elektronischen Gefahrenabwehr über das Ziel hinausschießen. Und doch ziehen wir es vor, auf sie angewiesen zu bleiben, und zögern, die eigenen Fähigkeiten zur Gefahrenabwehr zu verbessern. (...)
Manche im Inland wie im Ausland haben eine schnelle und grobschlächtige Antwort parat: Sie sehen Deutschland schlicht als Drückeberger der Weltgemeinschaft. Bei schwierigen Fragen ducke sich Deutschland allzu oft weg. Dieser Kritik sind zunächst Fakten und ein wenig historische Perspektive entgegenzuhalten. Nach dem Zweiten Weltkrieg hatte zunächst niemand, nicht im Ausland und nicht im Inland, Interesse an einer starken internationalen Rolle Deutschlands. Es gab zudem zwei deutsche Staaten, beide in unterschiedlichem Maße teilsouverän. Seit der Wiedervereinigung hat sich Deutschland auf den Weg gemacht. Schritt um Schritt wird die Bundesrepublik von einem Nutznießer zu einem Garanten internationaler Sicherheit und Ordnung. (...)
Deutschland zeigt zwar seit langem, dass es international verantwortlich handelt. Aber es könnte - gestützt auf seine Erfahrungen bei der Sicherung von Menschenrechten und Rechtsstaatlichkeit - entschlossener weitergehen, um den Ordnungsrahmen aus Europäischer Union, Nato und den Vereinten Nationen zu erhalten und zu formen. Die Bundesrepublik muss dabei auch bereit sein, mehr zu tun für jene Sicherheit, die ihr über Jahrzehnte von anderen gewährt wurde.
Nun vermuten manche in meinem Land im Begriff der "internationalen Verantwortung" ein Codewort. Er verschleiere, worum es in Wahrheit gehe. Deutschland solle mehr zahlen, glauben die einen. Deutschland solle mehr schießen, glauben die anderen. Und die einen wie die anderen sind überzeugt, dass "mehr Verantwortung" vor allem mehr Ärger bedeute. Es wird Sie nicht überraschen: Ich sehe das anders.
Politiker müssen immer verantworten können, was sie tun. Sie müssen aber auch die Folgen dessen tragen, was sie unterlassen. Auch wer nicht handelt, übernimmt Verantwortung. Es ist trügerisch sich vorzustellen, Deutschland sei geschützt vor den Verwerfungen unserer Zeit - wie eine Insel. Denn Deutschland ist so tief verwoben mit der Welt wie wenige andere Staaten. Somit profitiert Deutschland besonders von der offenen Ordnung der Welt. Und es ist anfällig für Störungen im System. Eben deshalb können die Folgen des Unterlassens ebenso gravierend wie die Folgen des Eingreifens sein - manchmal sogar gravierender. (...)
Manchmal kann auch der Einsatz von Soldaten erforderlich sein. Eines haben wir gerade in Afghanistan gelernt: Der Einsatz der Bundeswehr war notwendig, konnte aber nur ein Element der Gesamtstrategie sein. Deutschland wird nie rein militärische Lösungen unterstützen, wird politisch besonnen vorgehen und alle diplomatischen Möglichkeiten ausschöpfen. Aber wenn schließlich der äußerste Fall diskutiert wird - der Einsatz der Bundeswehr -, dann gilt: Deutschland darf weder aus Prinzip "nein" noch reflexhaft "ja" sagen. Ich muss wohl sehen, dass es bei uns - neben aufrichtigen Pazifisten - jene gibt, die Deutschlands historische Schuld benutzen, um dahinter Weltabgewandtheit oder Bequemlichkeit zu verstecken. (...)
So kann aus Zurückhaltung so etwas wie Selbstprivilegierung entstehen, und wenn das so ist, werde ich es immer kritisieren. Denn für mich ist ganz klar: Wir brauchen das Nato-Bündnis. Und gerade wenn die Vereinigten Staaten nicht ständig mehr leisten können, müssen Deutschland und seine europäischen Partner für ihre Sicherheit zunehmend selbst verantwortlich sein. Zudem sollte es heute für Deutschland und seine Verbündeten selbstverständlich sein, Hilfe anderen nicht einfach zu versagen, wenn Menschenrechtsverletzungen in Völkermord, Kriegsverbrechen, ethnischen Säuberungen oder Verbrechen gegen die Menschlichkeit münden. (...)
Wird Deutschland also "mehr Ärger bekommen", wenn es sich einmischt? Es gibt ja durchaus manche, die meinen, deutsche Initiativkraft erzeuge notwendigerweise Friktionen mit Freunden und Nachbarn. Ich glaube: Hier liegt ein Missverständnis vor. "Mehr Verantwortung" bedeutet nicht: "mehr Kraftmeierei"! Und auch nicht: "mehr Alleingänge"! Ganz im Gegenteil: Durch die Zusammenarbeit mit anderen Staaten, besonders in der Europäischen Union, gewinnt die Bundesrepublik Gestaltungskraft hinzu. Deutschland tut sogar noch mehr Zusammenarbeit gut. In Zukunft kann daraus sogar eine gemeinsame europäische Verteidigung wachsen. (...)
Es ist kein gutes Zeichen, wenn jüngere Mitglieder des Bundestages das Gefühl haben, die Beschäftigung mit Außen- und Sicherheitspolitik sei nicht karrierefördernd. Übrigens hat der Deutsche Bundestag seit 1994 ungefähr 240 Mal über Mandate für Auslandseinsätze der Bundeswehr beraten, und zwar in einer Weise, die Respekt gebietet. Allerdings hat das Parlament im selben Zeitraum weniger als zehn Mal grundsätzlich über deutsche Außen- und Sicherheitspolitik diskutiert. Dabei brauchen wir solche Debatten - im Bundestag und überall: in Kirchen und Gewerkschaften, bei der Bundeswehr, in den Parteien und Verbänden. (...)
Als Deutsche einst ihr Land "über alles" stellten, entwickelte sich ein Nationalismus, der von forciertem Selbstbewusstsein über Selbstblendung bis zur Hybris alle Stadien eines unaufgeklärten Nationalbewusstseins durchlief. Unser heutiges "ja" zur eigenen Nation gründet in dem, was dieses Land glaubwürdig und vertrauenswürdig macht - einschließlich des Bekenntnisses zur Zusammenarbeit mit unseren europäischen und nordatlantischen Freunden. Nicht weil wir die deutsche Nation sind, dürfen wir vertrauen, sondern weil wir diese deutsche Nation sind.


Quelle: http://www.spiegel.de/politik/deutschland/rede-von-bundespraesident-gauck-bei-sicherheitskonferenz-im-wortlaut-a-950464.html  (abgerufen am 24. Mai 2014) 
Plädoyer: Mehr Einsatz in Afrika
Die aktuelle Kolumne, 02/2014, Deutsches Institut für Entwicklungspolitik, Julia Leininger


Ist deutsche Außenpolitik keine Friedenspolitik mehr? Die Verteidigungsministerin besucht die Truppen in Mali, der Außenminister will mehr militärisches Engagement in Afrika und Bundespräsident Gauck mahnt mehr Verantwortung für den Nachbarkontinent an. Freilich, mehr Einsatz in Afrika ist wichtig. Auch militärisches Engagement in Afrika ist richtig. Aber nur dann, wenn es der Verhinderung von Kriegsverbrechen oder dem Friedenserhalt dient. Es wäre falsch, das Militärische an vorderste Stelle zu setzen. Mehr Verantwortung für Afrika verlangt zuvörderst nach abgestimmtem zivilem Engagement. 
Militärischer Einsatz als letztes Mittel – auch und gerade in Afrika
Die Beteiligung an militärischen Interventionen ist gerade in afrikanischen Kontexten vorsichtig abzuwägen. Das gilt auch für offenbar ungefährliche Einsätze wie die Ausbildung malischer Soldaten durch die Bundeswehr. Solch eine Ausbildung trägt nur zu Stabilität und Frieden bei, wenn sie mit politischen und sozialen Prozessen verzahnt wird. Sonst droht eine Bekämpfung der Symptome ohne die Behebung struktureller Konfliktursachen. [...]
Für Freiheit und Demokratie
Elend und Krieg: Das vorherrschende Bild von Afrika drängt den militärischen Einsatz als außenpolitisches Mittel fast auf. Das Problem: Die monotone Geschichte von Gewalt und Hunger ist nicht einmal die halbe Wahrheit unseres Nachbarkontinents. Auch in afrikanischen Gesellschaften nehmen gewaltsame Konflikte ab. In Ländern wie Ghana oder Südafrika wächst eine Mittelschicht heran. Zunehmend treiben arbeitsplatzintensive Industrien wie in Äthiopien das wirtschaftliche Wachstum an. Solche friedlichen Staaten haben eine zentrale Bedeutung für Sicherheit und Entwicklung in Afrika. 
Sie bilden Stabilitätsanker, die inklusives Wirtschaftswachstum und soziale Entwicklung ermöglichen. Hier kann Deutschland – nicht zuletzt die deutsche Privatwirtschaft – einen relevanten Beitrag zu Frieden und Entwicklung leisten. Durch eine sensible und faire Öffnung von Märkten können die Menschen in Europa und Afrika profitieren. Die positive Bilanz eines Teils afrikanischer Staaten darf jedoch nicht über anhaltende Probleme und prekäre Lebensbedingungen hinwegtäuschen. Wenn Deutschland mehr Verantwortung bei der Lösung afrikanischer Probleme übernehmen will, muss es sich stärker als bislang für Demokratie und Menschenrechte einsetzen.
Ansätze für eine verantwortliche Afrikapolitik Vier Aspekte sind für eine erfolgreiche deutsche Außenpolitik in Afrika besonders relevant. Erstens muss sie der Komplexität afrikanischer Krisen Rechnung tragen. Wenn politische auf soziale Probleme treffen und sich zu gewaltsamen Konflikten entwickeln, bedarf es eines integralen Ansatzes. Der erfordert die pro-aktive Zusammenarbeit verschiedener Ministerien wie Äußeres, Entwicklung, Verteidigung, Bildung und Landwirtschaft. Zweitens darf die außenpolitische Neuorientierung die Maxime „afrikanische Lösungen für afrikanische Probleme“ nicht aus dem Blick verlieren. So muss Deutschland zu seinen Zusagen stehen und die afrikanische Sicherheitsarchitektur der Afrikanischen Union weiter unterstützen. Drittens kann Deutschland seinen Einfluss aufgrund der wirtschaftlichen Stärke auf europäischer Ebene und der Weltbühne nutzen, um andere Staaten von einer zukunftsorientierten Afrikapolitik zu überzeugen. Viertens heißt mehr Verantwortung bei der Lösung afrikanischer Probleme auch mehr werteorientierte Politik. Der Schutz von Menschenrechten und die Förderung von Demokratie retten langfristig mehr Leben als militärische Einsätze.

Quelle: http://www.die-gdi.de/die-aktuelle-kolumne/article/mehr-einsatz-in-afrika/ (abgerufen am 24. Mai 2014) 
Verteidigungsministerin will Bundeswehr verstärkt im Ausland einsetzen
Spiegel Online, 26.01.2014


Die Verteidigungsministerin spricht sich für eine stärkere Präsenz der Bundeswehr in Krisenregionen aus - "schon allein aus humanitären Gründen", sagt sie im aktuellen SPIEGEL. Langfristig sollten die nationalen Armeen in EU-Streitkräften aufgehen.
Hamburg – Die Bundesverteidigungsministerin hat sich für ein stärkeres internationales Engagement der Bundeswehr ausgesprochen. "Wir können nicht zur Seite schauen, wenn Mord und Vergewaltigung an der Tagesordnung sind, schon allein aus humanitären Gründen", sagte die Politikerin dem SPIEGEL mit Blick auf die geplante Aufstockung des Bundeswehreinsatzes in Afrika. [...]
Sie sagte, sie könne sich vorstellen, dass die Bundeswehr einen Lazarett-Airbus (MedEvac) zur Verfügung stellt, um verwundete Soldaten aus Zentralafrika zu evakuieren. Sie erwägt auch eine Aufstockung des deutschen Truppenkontingents in Mali. [...]
Die Ministerin setzte sich in dem Interview klar von der Linie des früheren Außenministers Guido Westerwelle (FDP) ab, der für eine Politik der militärischen Zurückhaltung plädiert hatte. "Europa kommt im Spiel der globalen Kräfte nicht voran, wenn die einen sich immer dezent zurückhalten, wenn es um militärische Einsätze geht, und die anderen unabgestimmt nach vorne stürmen." Auf die Frage, ob Deutschland mehr internationale Verantwortung übernehmen müsse, sagte sie: "Im Rahmen unserer Bündnisse, ja."




Quelle: http://www.spiegel.de/politik/deutschland/von-der-leyen-fuer-staerkeres-engagement-der-bundeswehr-im-ausland-a-945568.html (abgerufen am 24. Mai 2014)

































EU-Anti-Terror-Koordinator: Europa muss mehr für Afrika tun
Epoch Times, 23. Oktober 2013



Vor dem EU-Gipfel in Brüssel hat der EU-Anti-Terror-Koordinator Gilles de Kerchove die europäischen Staaten aufgefordert, ihr Engagement in Afrika deutlich auszuweiten. "Wenn Europa nicht mehr für Afrika tut, werden wir weiterhin Flüchtlingsdramen wie zuletzt vor Lampedusa erleben", sagte de Kerchove der "Welt". Er warnte vor mehr illegaler Zuwanderung, mehr organisierter Kriminalität, mehr Drogen und mehr Terrorismus in Europa.

De Kerchove forderte die EU-Staaten auf, viel stärker in Afrika - etwa in Mali und Libyen - präventiven Einsatz zu zeigen. "Wir müssen vor Ort Polizei und Justiz ausbilden. Sonst kommen in Zukunft ganz andere Herausforderungen auf uns zu", warnte er. Der Anti-Terror-Beauftragte forderte ein gemeinsames Vorgehen der Mitgliedsländer über die Speicherung von Fluggastdaten. "Wir versuchen seit Jahren den EU-Staaten zu ermöglichen, von Drittstaaten relevante Fluggastdaten zu sammeln. Ich spreche von PNR, Passenger Name Record", sagte de Kerchove. Die Flugastdatensätze sollten für einen längeren Zeitraum gespeichert werden können. "Auch die meisten EU-Mitgliedstaaten wollen ein gemeinsames Abkommen über die Erhebung von Fluggastdaten", betonte er. "Aber dies ist ein sensibles Thema. Europa braucht hier eine einheitliche Vorgehensweise. Wir werden dann als Kontinent viel effektiver im Einsatz gegen Terrorismus." Der Belgier beklagte, dass derzeit die Instrumente fehlen, mit denen man auffällige Flugbuchungen zwischen Europa und anderen Staaten erkenne könne.




Quelle: http://www.epochtimes.de/nachrichten/print/EU-Anti-Terror-Koordinator-Europa-muss-mehr-fuer-Afrika-tun-a1102852.html (abgerufen am 24. Mai 2014) 


















Entwicklungshilfe: Die Bevölkerung einbeziehen
greenpeace magazin 1.12
Paul Bendix, Geschäftsführer von Oxfam Deutschland 



Die Wirksamkeit von Entwicklungshilfe wird heiß diskutiert. Manche Kritik gipfelt darin, dass sie ganz abgeschafft gehöre, da sie eine wichtige Ursache für die Armut darstelle. Eine Versachlichung dieser Debatte ist dringend geboten. Es stimmt, dass in zu vielen Regionen der Welt weiterhin entsetzliche Armut herrscht. Es ist aber reichlich zynisch, dies der bisherigen Entwicklungshilfe zuzuschreiben. Bei einer fairen Beurteilung der Wirksamkeit müssen zumindest der historische Kontext, die politischen und weltwirtschaftlichen Rahmenbedingungen und die Lernprozesse in der Entwicklungszusammenarbeit berücksichtigt werden.
Zunächst wird weithin verdrängt, welch verheerende Rolle Versklavung und Kolonialismus auf die sozialen und wirtschaftlichen Systeme in den betroffenen Ländern hatten. Viele gewaltsame Eingriffe wirken bis heute nach, etwa zerstörte Sozialsysteme und willkürliche Grenzziehungen. Zu Zeiten des Ost-West-Konfliktes wurde Entwicklungshilfe viel zu oft eher nach geostrategischen Interessen der Blöcke vergeben denn zur Armutsbekämpfung. 
In den 80er- und 90er-Jahren wurden arme Länder, vor allem durch den Internationalen Währungsfonds und die Weltbank, gezwungen, ihre öffentlichen Ausgaben zurückzufahren – mit teils verheerenden Folgen: Gesundheitssysteme brachen zusammen, in vielen Ländern stieg die Mütter- und Kindersterblichkeit stark an. Zugleich verweigern die Industrienationen armen Ländern noch immer den Zugang zu ihren Märkten, überschwemmen aber gleichzeitig deren Märkte mit Waren aus reichen Ländern. Damit die Entwicklungszusammenarbeit eine größere Wirkung entfalten kann, muss die internationale Politik deshalb entwicklungsförderliche Rahmenbedingungen schaffen. Die Entwicklungszusammenarbeit selbst hat sich in den vergangenen 50 Jahren stark verändert. Die Partner sind sich weitgehend einig, dass sie nicht mehr aus einer Vielzahl oftmals unverbundener Einzelprojekte bestehen sollte. 

Vielmehr gilt es, von mehreren Gebern gemeinsam finanzierte Programme zu entwerfen, die den systematischen Aufbau von Systemen zum Beispiel in den Bereichen Gesundheitsfürsorge und Bildung vorantreiben. 
Auch der Dialog zwischen Gebern und Nehmern über Fragen der Regierungsführung, wie etwa einer verbesserten Steuererhebung und der Korruptionsbekämpfung, wurde in den vergangenen Jahren intensiviert. Mit Hilfe der Geber wird in vielen Ländern die Korruptionsverfolgung gestärkt, zum Beispiel durch Beratung beim Aufbau nationaler Rechnungshöfe in Malawi und Sambia. Das heißt nicht, dass Korruption von einem Tag auf den anderen verschwindet, aber die Grundlage für eine effektive Bekämpfung wird geschaffen. 
Außerdem muss die Zivilgesellschaft in armen Ländern viel stärker unterstützt werden, damit sie das Handeln ihrer Regierungen und die Verwendung der Mittel auf nationaler und lokaler Ebene besser kontrollieren kann. Für diese Förderung sind die Nichtregierungsorganisationen in reichen Ländern besonders qualifiziert. 
Viel zu oft wurden entwicklungspolitische Vorhaben nach den Vorstellungen der Geber oder der lokalen Regierungen konzipiert. Eine zunehmend wichtige Bedingung für wirksame Armutsbekämpfung ist die systematische Einbeziehung der Bevölkerung in Planung, Durchführung und Auswertung der Maßnahmen. 
Ein Ausstieg aus der Entwicklungshilfe wäre fatal, da der Staatshaushalt vieler Länder bis zu 40 Prozent von der Geberfinanzierung abhängt. Lebensnotwendige staatliche Dienstleistungen könnten nicht mehr finanziert werden, arme Länder würden in ihrer Entwicklung weit zurückgeworfen. Gefragt ist daher eine Entwicklungshilfe mit Augenmaß, die sich an den nationalen Armutsbekämpfungsstrategien armer Länder orientiert und deren Reformbemühungen mit gezielten Programmen unterstützt.

Quelle: http://www.greenpeace-magazin.de/magazin/archiv/1-12/entwicklungshilfe/ 
(abgerufen am 24. Juni 2014) 
Wirksame Unterstützung braucht Kontinuität

Man kann viel erreichen, wenn unterschiedliche Akteure an einem Strang ziehen, und sich jeweils mit ihren Stärken und Schwächen einbringen. Und wenn sie dabei bleiben, langfristige Partnerschaften entwickeln, Vertrauen zueinander aufbauen. 
Im Jahr 1982 besiegelten das Land Rheinland-Pfalz und die Republik Ruanda durch einen Briefwechsel zwischen den Regierungen die erste Partnerschaft zwischen einem Bundesland und einem afrikanischen Land. Grundgedanke war von Anfang an eine so genannte Graswurzelpartnerschaft, die dezen-tral und bürgernah organisiert ist. Die ruandischen Partner schlagen eigenverantwortlich die Projekte vor, die ihnen am dringlichsten und notwendigsten erscheinen, die rheinland-pfälzischen Partner bemühen sich dann darum, die finanzielle und materielle Unterstützung bereitzustellen.  Ein wichtiges Element sind die Beziehungen zwischen rheinland-pfälzischen und ruandischen Kommunen. Heute unterhalten neben 49 Kommunen, 54 Vereine, Stiftungen und Organisationen, auch 15 Pfarreien sowie vier Hochschulen Beziehungen zu ruandischen Partnern.
Bisher flossen rund 72 Millionen Euro in die rund 1900 Projekte, ein Fünftel der Geldmittel haben die Bürgerinnen und Bürger durch Spenden aufgebracht. Internationalen Ruf hat sich die Partnerschaft nicht nur durch das einzigartige Engagement erworben, sondern auch dadurch, dass die Partnerschaft seit 1982 das achte Millenniumsentwicklungsziel, welches die Gründung internationaler Partnerschaften im Rahmen des Aktionsprogramms 2015 vorsieht, lebt. 



Quelle: http://isim.rlp.de/internationale-zusammenarbeit/partnerschaft-mit-ruanda/ 
(abgerufen am 24. Mai 2014, modifiziert) 

C. Skeptische Stimmen 

Uran, Rohstoffe, Konflikt: 
Deutsche Militäreinsätze in Afrika als “Sicherheit” für Europa 
Dirk Seifert, umweltFAIRaendern.de, 28.01.2014


Deutschland entdeckt seine Interessen in Afrika! Vordergründig geht es um humanitäre Hilfe und Anti-Terror-Kampf – und darum, dass die Zahl der Flüchtlinge, die aus Krisengebieten sich nach Europa auf den Weg machen, kontrolliert werden kann: Doch schon im zweiten Satz wird auch über die wirtschaftlichen Interessen gesprochen, die mit Militäreinsätzen verbunden sind: „Humanitäre Notsituationen, aber auch wirtschaftliche Interessen sind für die Verteidigungsministerin gute Gründe, um die Bundeswehr auf Mission zu schicken.“ 
Einen Schwerpunkt einer verstärkten Präsenz macht die Politikerin in Afrika aus, heißt es unter dem Titel „Boomendes Afrika ist eine Chance“ zu den jüngsten Äußerungen der Ministerin bei NTV: „Die Ministerin rechtfertigte ihre Forderungen nach mehr Einsätzen in Afrika mit europäischen Interessen. Afrika ist unser direkter Nachbar, an der Meerenge von Gibraltar liegen die Kontinente nur 14 Kilometer voneinander entfernt.“ Eine Destabilisierung Afrikas habe für Deutschland gravierende Folgen. Aber auch wirtschaftliche Interessen machte die Ministerin geltend. Viele Länder Afrikas stünden wirtschaftlich besser da als zuletzt. „Ein boomendes Afrika ist eine Chance, gerade für ein Land mit einer so starken Exportwirtschaft.”
Frankreich intensiviert seit einiger Zeit seine Militärpräsenz in seinen ehemaligen afrikanischen Kolonialgebieten. Anfang 2013 griff es in Mali mit Kampftruppen ein, vor wenigen Wochen folgte der Einsatz in Zentralafrika. Unmittelbar infolge des Einsatzes in Mali wurden Spezialeinheiten auch im benachbarten Niger in Stellung gebracht: Direkt bei den Uranminen des französischen Atomkonzerns AREVA. Ein deutlicher Hinweis, dass es um mehr als humanitäre Einsätze geht – da stehen entscheidende wirtschaftliche Interessen auf dem Spiel. [...]
Frankreich hatte jüngst vor allem von Deutschland gefordert, „mehr Verantwortung zu übernehmen“ [...]
Deutschland bereitet sich nun offenbar auf eine Unterstützung Frankreichs bei seinen Militäreinsätzen vor: „Die Bundesregierung scheint bereit, diesem Hilferuf zu folgen. Der Außenminister sagte der Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung, man dürfe Frankreich bei seinen Bemühungen in den afrikanischen Krisenstaaten nicht allein lassen,” berichtet die Welt unter der Überschrift „Krieg statt Kitas“. Am 18. Januar hat die Süddeutsche erstmals über Militäreinsätze deutscher Truppen in Afrika berichtet.
„Die Forderung Frankreichs nach einem stärkeren militärischen Engagement Deutschlands in afrikanischen Krisenregionen wird wohl eines der Themen der Münchner Sicherheitskonferenz werden [...] Der Leiter der Konferenz, Wolfgang Ischinger, steht diesen Forderungen aufgeschlossen gegenüber, denn schließlich gehe es dort auch um Deutschlands Sicherheit, sagte Ischinger in Anlehnung an den Afghanistan-Einsatz der Passauer Neuen Presse. Dieser Blick nach Afrika sollte nicht nur für die Franzosen selbstverständlich sein. Deutschland sei heute das stärkste und leistungsfähigste Land der EU. Das bedeute Verantwortung, sagte Ischinger.” (NTV). Weiter berichtet der Sender, die Erwartungen des Auslands an Deutschland seien ebenso gewachsen wie seine Bedeutung. Viele sprechen bereits von einem Nachholbedarf und „dass man Afrika nicht den Chinesen überlassen dürfe“, wie es der frühere deutsche Botschafter in den USA, Ischinger, ausdrückte. Deutschland sollte politisch, wirtschaftlich und, wo nötig, auch militärisch engagieren.
NTV berichtet in erstaunlicher Offenheit darüber, wie sich die Bundesrepublik auf den Kurs einer Militarisierung der deutschen Außenpolitik bis hin zu verstärkten Kriegseinsätzen formiert und dabei wirtschaftliche Interessen immer offener benannt werden: „Mit diesem Vorstoß fängt Ischinger die Aussagen der Verteidigungsministerin und des Außenministers auf und bereitet sie für die Münchner Konferenz vor. Beide haben am Wochenende gefordert, das wirtschaftliche und militärische Engagement Deutschlands in Krisengebieten auszuweiten. [...] Damit wird der Kontinent für die deutsche Außenpolitik immer wichtiger, und zwar nicht allein aus wirtschaftlichen Gründen oder wegen seiner reichen Bodenschätze. In Afrika geht es nach Ansicht der deutschen Spitzenpolitiker auch um die Sorge vor verstärkter Zuwanderung und eine Ausbreitung von Extremismus in zusammenbrechenden Staaten.“
Immer wieder wird auch das Agieren von China als Grund zunehmender militärischer Präsenz in diversen afrikanischen Staaten genannt. Chinas Weg zu einer industriellen Weltmacht geht intensiv auch über die Absicherung von Rohstoffen. Seit mehr als einem Jahrzehnt ist China dabei, sich in vielen afrikanischen Staaten, Schürfrechte und Abbaugenehmigungen zu sichern. Gegenüber der bisherigen Politik bieten die Chinesen dabei auch Infrastrukturentwicklung mit an: So baut China Verkehrswege, Schulen und Krankenhäuser aus. Da geht es zwar auch um eigene Interessen, aber sie bieten den afrikanischen Staaten damit eine Alternative zur den westlichen Staaten: Staaten wie z.B. der Niger versuchen daraus Kapital zu schlagen und ihren Anteil an der Rohstoff-Ausbeutung und bei Infrastrukturmaßnahmen zu verbessern. [...]
Dem Vorgehen Chinas in Afrika wollen sich nun Frankreich und Deutschland gemeinsam entgegenstellen. Das ist gut, um diese Strategie etwas populärer zu verkaufen: „Wenn sich Deutschland jetzt gemeinsam mit Frankreich zum Beispiel in Zentralafrika engagieren würde, könnte man hingegen von einer europäischen und nicht vor einer deutschen Rohstoffpolitik sprechen.” 



Quelle: http://umweltfairaendern.de/2014/01/uran-rohstoffe-konflikt-deutsche-militaereinsaetze-in-afrika-als-sicherheit-fuer-europa/ (abgerufen am 24. Mai 2014) 




































Frankreich: Afrikas Gendarm wider Willen
Die Zeit, Hans-Hagen Bremer, 7. Dezember 2013 


In Zentralafrika kämpfen französische Soldaten gegen mordende Milizen. Die Intervention zeigt auch, dass Hollandes versprochene neue Afrikapolitik ausbleibt.
Frankreich würde seine alte Afrikapolitik gerne neu definieren, wird dabei aber von den Ereignissen überrollt. Zwei zeitgleiche Ereignisse vom Freitag versinnbildlichen dieses Dilemma: Präsident François Hollande empfing in Paris die Staats- und Regierungschefs von einem halben Hundert afrikanischer Staaten zu einer Gipfelkonferenz über "Frieden und Sicherheit in Afrika" – und etwa zur selben Stunde trafen in Bangui, der Hauptstadt Zentralafrikas, die ersten französischen Soldaten der Operation Sangaris ein.
Die Soldaten sollen die Blauhelm-Mission Misca unterstützen. Doch diese Truppe, für die von den afrikanischen Teilnehmerstaaten eine Sollstärke von 9.000 Soldaten zugesagt wurde, besteht nur aus 2.500 Soldaten, die zudem schlecht bewaffnet und ausgebildet sind.  
Ziel der Intervention sei es, ein humanitäres Drama zu verhindern, sagte Präsident Hollande. Der Einsatz werde "schnell" und "von kurzer Dauer" sein. Verteidigungsminister Jean-Yves Le Drian rechnet mit "vier bis sechs Monaten".  
Doch angesichts der Zustände in der Zentralafrikanischen Republik stellt sich die Regierung in Paris darauf ein, dass die Militäraktion deutlich länger dauern könnte. In dem Land gibt es seit dem Umsturz vom vergangenen Frühjahr keine staatliche Ordnung mehr. [...]
Bereits im Jahr 1979 beteiligten sich französische Fallschirmjäger am Putsch gegen den zentralafrikanischen Despoten und selbst ernannten Kaiser Jean-Bédel Bokassa. Seitdem ist Frankreich in dem Land mehrmals militärisch eingeschritten.  
Das geschah im Sinne der Françafrique genannten Afrika-Doktrin Frankreichs: Stabilität sichern, um die wirtschaftlichen und politischen Interessen Frankreichs in Afrika zu sichern.   
Schon frühere Präsidenten wollten mit der Françafrique-Politik brechen. Auch Hollande hatte in seinem Wahlprogramm versprochen, die Beziehungen zu Afrika auf eine neue Grundlage zu stellen.  
Doch bereits kurz nach seinem Amtsantritt sah sich der Präsident gezwungen, in Mali militärisch einzugreifen. Die Intervention begann im Januar und sollte ursprünglich nur drei Monate dauern. Doch noch immer kämpf Doch noch immer kämpfen dort 3.000 französische Soldaten gegen islamistische Terroristen.   
Nun wird Frankreich in Zentralafrika in einen weiteren Konflikt verwickelt. Wie früher als "Gendarm" will Frankreich in Afrika nicht mehr auftreten – und tut es dennoch. Die Regierung in Paris hofft darauf, dass Afrika eines Tages selbst für die Sicherheit auf dem Kontinent bürgt. Diesem Ziel dient auch die zweitägige Konferenz, zu der Hollande die afrikanischen Präsidenten und Regierungschefs schon vor Monaten nach Paris eingeladen hatte. Hollande sagte ihnen Hilfe bei der Aufstellung interafrikanischer Sicherheitskräfte zu.



Quelle: http://www.zeit.de/politik/ausland/2013-12/zentralafrika-frankreich-intervention 
(abgerufen am 24. Mai 2014) 







„Françafrique": Geldkoffer aus Afrika für Paris
Ein Schattenmann plaudert
NTV, 12. September 2011


Ein schlimmeres Szenario wenige Monate vor der Präsidentschaftswahl ist kaum vorstellbar: Enthüllungen eines Insiders aus dem Élysée-Palast machen aus Regierungsverantwortlichen eine korrupte Bande von Übeltätern. Jahrelang sollen Millionen Dollar aus afrikanischen Staaten in die Hände von französischen Präsidenten und diversen Ministern geflossen sein.
Fast alle französischen Staatsoberhäupter der Nachkriegszeit haben nach Angaben eines Mittelsmanns illegale Gelder von Herrschern in Af-rika erhalten. Der langjährige inoffizielle Afrika-Beauftragte der Regierung, Robert Bourgi, nannte jetzt in einem Radiointerview die Namen von Valéry Giscard d'Estaing, Georges Pompidou, François Mitterrand und Jacques Chirac.
Mal soll es eine Sporttasche voller Geldscheine gewesen sein, mal afrikanische Trommeln, in denen bündelweise Bargeld aus Afrika seinen Weg nach Frankreich fand. Einmal habe er "vier Millionen Euro in kleinen Scheinen" im Kofferraum seines Autos durch Paris gefahren und dem damaligen Staatschef Chirac überbracht, erinnert sich dessen langjähriger Berater, der französisch-libanesische Anwalt Bourgi. [...]
Chirac und Villepin kündigten Verleumdungsklage gegen den 66-Jährigen an, der selbst zugibt, für seine Behauptungen keine Beweise zu haben. [...]
Es ist bekannt, dass Frankreich auch nach der Unabhängigkeit der Kolonien teils recht zweifelhafte Beziehungen nach Afrika unterhielt, um seinen Einfluss in den rohstoffreichen Ländern zu wahren. "Wir wissen, dass afrikanische Herrscher französische Parteien seit General de Gaulle finanzieren", sagte der französische Journalist Antoine Glaser, der unlängst einen Dokumentarfilm über das undurchsichtige Geflecht namens "Françafrique" gemacht hat, das die wechselseitigen Abhängigkeiten und Beziehungen der früheren Kolonialmacht zum Schwarzen Kontinent beschreibt. Die Potentaten schmierten die Republik mit ihren Öldollars und sicherten sich dadurch "Sicherheit und Straffreiheit", so Dokumentarfilmer Glaser. [...]

http://www.n-tv.de/politik/Ein-Schattenmann-plaudert-article4281571.html
(abgerufen am 24. Mai 2014) 




















Kommentar: Eifrige Gutmenschen im Tarnanzug
Berliner Post, 20. Mai 2014, Catharina Müller


In Diskussionen um Militäreinsätze gilt es immer, verschiedene Interessen abzuwägen – es spielen dabei neben humanitären und völkerrechtlichen Verpflichtungen auch nationale und geostrategische Interessen eine Rolle. In Westafrika – ganz aktuell im Westen der Republik Sahelien – geht es darum, die Vorherrschaft von Dschihadisten einzudämmen und die unter genau dieser Herrschaft leidende Zivilbevölkerung zu schützen. Die Vermeidung der Verbreitung und Verfestigung eines Terrornetzwerks von Afghanistan bis Westafrika liegt sicherlich auch im Interesse der Bundesrepublik. 
Nicht überall ist es sinnvoll und zielführend – im Sinne von befriedend – eine Intervention durch ausländische Einsatzkräfte durchzuführen. Doch eine gemeinsame Mission einer breit aufgestellten Staatengemeinschaft mit robustem Mandat könnte in der Lage sein, „das Schlimmste“ zu verhindern und eine ernsthafte Drohkulisse aufzubauen, mit der die internationale Gemeinschaft zeigen könnte, dass sie nicht bereit ist wegzuschauen, wo Staaten in die Anarchie gestützt werden. 
Die Bundesregierung redet ständig von Verantwortung – und drückt sich wo sie kann. Gerne verlässt sie sich auf den französischen Nachbarn. Frankeich ist seit mehr als einem Jahr in Sahelien im Einsatz und hat gemeinsam mit sahelischen Truppen die Kontrolle über die westlichen Landesteile zurückerobert. 
Nun will die Bundesregierung im Rahmen einer EU-Mission (EUMISA) Unterstützung für das Training der sahelischen Streitkräfte bereitstellen. Die EU-Partner wissen längst, was von den Deutschen (nicht) zu erwarten ist. Sie haben der Bundeswehr ihrem Selbstbild als „Gutmenschen im Tarnanzug“ entsprechend ein Mission aufgetragen, bei der diese gemeinsam mit europäischen Freunden in einer sicheren Kaserne nahe der Hauptstadt so eine Art Militär-Erasmus-Programm durchführen darf einschließlich Völkerverständigung und Menschenrechtsunterricht. Während die Franzosen draußen im Land die lebensgefährliche Arbeit machen. 
Dabei kommt Deutschland in Sahelien eine besondere in historischen Umständen begründete Verantwortung zu. Die sahelische Regierung hat hohe Erwartungen und pflegt eine besondere Sympathie gegenüber der Bundesrepublik, da diese als erstes westlich geprägtes Land Saheliens Unabhängigkeit 1960 anerkannte.
Sei Jahren werden Argumente angeführt, die Bundeswehr sei technologisch nicht auf der Höhe der Armeen der USA, Großbritanniens, Frankreichs oder der Niederlande, verfüge nicht über genügend schwere Waffen und vor allem nicht über genügend Soldaten. Wie soll dann aber die von der Bundesregierung seit Anfang 2014 fortlaufend gepredigte Übernahme von mehr Verantwortung Deutschlands in Konfliktsituationen umgesetzt werden, wenn die Armee dazu nicht in der Lage und die Politik nicht willens ist? Eine Einsatzarmee, die nicht zu einem richtigen Einsatz bereit ist, ist sinnlos und könnte eigentlich abgeschafft werden. 
Deutschland muss aufpassen, den Mund nicht zu voll zu nehmen. Wer als Partner auch im Krisenfall ernstgenommen werden will, sich aber militärisch aus der Verantwortung zieht wo er kann, hat ein Glaubwürdigkeitsproblem. Bitte nur so viel Eifer, liebe Ministerinnen und Minister, wie Sie auch liefern können.














Entwicklungshilfe: Milliarden blockieren die Entwicklung
Johannes Michael Nebe, Politikwissenschaftler, Universität Trier
greenpeace magazin 1.12


„Wer Afrika helfen will, darf kein Geld geben.“ Diese radikale Kritik an der praktizierten Entwicklungshilfe erschallt aus Afrika. Immer lautstärker machen gut ausgebildete, renommierte Leute wie der kenianische Ökonom James Shikwati oder die sambische Finanzexpertin Dambisa Moyo die Hilfe des Westens für Entmündigung, Lähmung und Stillstand verantwortlich. Tatsächlich belegen die Erfahrungen der letzten Jahrzehnte, dass die Entwicklungshilfe weniger Segen als Schaden gebracht hat. Pop-Größen wie Bob Geldof oder Bono lassen sich noch immer von dem Wunschdenken leiten, dass mit Geld in Afrika alles zu erreichen ist. Das Gegenteil ist der Fall: Mehr Milliarden bringen nicht mehr Entwicklung. 
In den letzten Jahrzehnten hat sich eine regelrechte „Entwicklungshilfe-Industrie“ in Milliardenhöhe herausgebildet, die neue Abhängigkeiten schafft. Da die meisten Entwicklungshilfegelder gratis vergeben werden, brauchen die Beschenkten nichts selbst in die Hand zu nehmen. Eigeninitiative und auch staatliche Innovationsfreudigkeit verkümmern. Die weit verbreitete Korruption in Afrika macht eine nachhaltige Entwicklungshilfe nahezu unmöglich, weil die Eliten einen Großteil der Hilfsgelder abzweigen. Millionenschwere Gastgeschenke verstärken und zementieren die Korruption. Denn in den meisten afrikanischen Staaten mangelt es an einem gerechten Steuersystem, einem starken Parlament, einer Rechenschaftspflicht der Regierungen und an einer unabhängigen Gerichtsbarkeit. Solange die Gelder zum Teil ohne jegliche Auflagen und Selbstverpflichtungen gegeben werden, kann von der immer wieder beschworenen „Entwicklungszusammenarbeit“ oder gar „Partnerschaft auf Augenhöhe“ keine Rede sein. 
Erschwerend kommt hinzu, dass auch die internationalen Nichtregierungsorganisationen, die sich auf dem Feld der Armutsbekämpfung tummeln, für Korruption anfällig sind. Abgestimmte Programme gibt es so gut wie nicht. Jede Organisation wurstelt für sich und verschwindet meist auch wieder, ohne nachhaltige Spuren ihrer Arbeit in den jeweiligen Gebieten zu hinterlassen. Entwicklungshilfe-Experten setzen sich viel zu wenig mit den besonderen Sozialstrukturen und der ethnischen Situation in einem afrikanischen Vielvölkerstaat und mit deren unterschiedlichen Kulturen und Traditionen auseinander, um eine sinnvolle Entwicklungsstrategie zu erarbeiten. 
Zwar steht die humanitäre Nothilfe für Menschen, die von Dürre, Flut oder Erdbeben betroffen sind, außerhalb jeder Diskussion. Aber auch Hungerkatastrophen sind ein Geschäft. Die aus Überschüssen gespeisten kostenlosen Nahrungsmitteltransporte zerstören langfristig die lokalen Märkte in Afrika und untergraben notwendige Vorsorgemaßnahmen wie Vorratshaltung. 
Wenn die Industrienationen ernsthaft die Armut bekämpfen und dem Kontinent Zukunftsperspektiven bieten wollen, müssen sie aufhören, die korrupte, überalterte „Nilpferd-Generation“ zu unterstützen, die nur an der Machterhaltung interessiert ist. Projektpartner müssen künftig aus der „Geparden-Generation“ kommen, das sind engagierte, gut ausgebildete, meist junge Leute, die einen anderen Politikstil favorisieren und Verantwortung für die Gesellschaft übernehmen wollen. Sie sind zumeist in zivilgesellschaftlichen Organisationen zu finden, die sich um Frieden und Entwicklung kümmern. Zusammen mit nachhaltigen und überschaubaren Initiativen der Zivilgesellschaft ließe sich die vielbeschworene „Hilfe zur Selbsthilfe“ umsetzen. So verstandene Entwicklungszusammenarbeit würde es den Menschen in Afrika ermöglichen, ganz im Sinne des Subsidiaritätsprinzips eigenverantwortlich zu handeln. Damit würden wir nicht nur die Leistungsfähigkeit der Partner voll ausschöpfen, sondern auch endlich unseren entwicklungshemmenden „Bemutterungskomplex“ gegenüber Afrika ablegen.



Quelle: http://www.greenpeace-magazin.de/magazin/archiv/1-12/entwicklungshilfe/
(abgerufen am 24. Mai 2014) 

D. Reportagen

Vor Ort in Sahelien:
Eine Hauptstadt unter Druck, verlassene Dörfer im Westen 
und eine Landbevölkerung in Angst 
Berliner Prisma, 01. Februar 2014, von Sarah Lieberknecht


Nachdem die Kontrolle über das gesamte Hoheitsgebiet wiederhergestellt ist, ist der Weg in die westlichen Landesteile Saheliens auch für Journalisten wieder möglich. Ich schließe mich einer Delegation von Ärzte ohne Grenzen an, die auf dem Weg ist in die Provinzhauptstadt Maradir, um Unterstützung im örtlichen Krankenhaus zu leisten. Radikale Islamisten hatten hier Ende 2011 eine Schreckensherrschaft errichtet und die Unabhängigkeit erklärt - Frauen mussten sich tief verschleiern, Alkohol, Musik und Zigaretten waren als angebliche Symbole des ungläubigen Westens verboten. Erst mit der Unterstützung Frankreichs konnten die sahelischen Gruppen 2013 auch die westlichen Landesteile wieder zurückerobern.
Die Vereinten Nationen warnen jedoch weiterhin vor einer humanitären Katastrophe im Binnenland Sahelien – im Westen aber vor allem auch in den Grenzgebieten zu den Nachbarländern, in die viele nicht-muslimische Sahelier flüchteten. Zehntausende Vertriebene sind bedroht von Krankheiten, Hunger und dem Hass zwischen den Bevölkerungsgruppen. In der Sahelzone, die erst vor 4 Jahren eine schreckliche Dürreperiode und Hungersnot erlebte, hatten sich die Menschen gerade marginal von der Krise erholt, als der Terror anfing und die Lebensmittelsituation sich erneut verschlimmerte.
Auch in der Hauptstadt Bouroum sind die Auswirkungen spürbar. Nicht-muslimische Minderheiten aus den westlichen Landesteilen, campieren in einem Lager in der Nähe des von französischen Soldaten kontrollierten Flughafens. Tausende Muslime verschanzen sich in ihren Vierteln, nicht zuletzt aus Angst vor gegen sie gerichtete Rachetaten. 
Gemeinsam mit den Ärzten ohne Grenzen- mache ich mich aus der Hauptstadt auf in Richtung der westlichen Provinzen. Je näher wir gen Westen kommen, desto mehr ähneln die Straßen verlassenen Geisterstrassen. Nur wenige Autos kommen uns noch entgegen, bald sind die ersten verbrannten und geplünderten Hütten zu sehen. 

Das 9,47 Mio. Einwohner zählende Sahelien ist an Krisensituationen durchaus gewöhnt. Neben Hungersnöten, war auch die politische Lage über Jahrzehnte hinweg geprägt von Gewaltherrschaft und Totalitarismus. Selbst nach der Absetzung der seit der Unabhängigkeit herrschenden Einparteienregierung von „Hoheit“ Abasso im Jahre 1987 durch einen Militärputsch, verlief der Prozess hin zu einem demokratischen Mehrparteiensystem schleppend. Der Konflikt im Westteil des Landes erinnert allerdings an düsterste Zeiten zurück. Viele Dörfer sind quasi ausgestorben. Die Einwohner flüchteten in angrenzende Länder oder in den Busch.    
Unter den Auseinandersetzungen leidet vor allem die Landbevölkerung, die auch zu Friedenszeiten schon zu den ärmsten der Welt zählte. Tausende befinden sich auch weiterhin, selbst nach Wiederherstellung der Kontrolle der sahelischen Regierung über das den Westen, in akuter Lebensgefahr, warnt die Uno-Menschen-rechtskommissarin Navi Pillay. Unter der Massenflucht leidet aber auch die Wirtschaft. 
Angekommen in der Provinzhauptstadt wird die Dringlichkeit von Unterstützung deutlich. Das Krankenhaus ist das einzige in Betrieb in der gesamten Umgebung. Die Vereinten Nationen haben bisher erst 30 Prozent der versprochenen 400 Millionen Dollar generiert. Auch die Verstärkung und Unterstützung der sahelischen und französischen Truppen lässt auf sich warten. Schnell wird mir klar, wie wichtig die Unterstützung ausländischer Truppen bei der Ausbildung der sahelischen Streitkräfte und Polizei ist. Die Armee ist ein Spiegelbild des Landes, das auch über 50 Jahre nach Staatsgründung um nationalen Zusammenhalt kämpft. Viele Soldaten fühlen sich stärker ihren jeweiligen Clans als dem Staat verpflichtet. Frisch eingekleidete Soldaten auf Pickups fahren zwar durch die Straßen von Maradir, in ihrem Hauptquartier sieht man sie schon früh morgens beim Saufen. Die Angst im Westen Saheliens ist groß, dass es nach Abzug der Franzosen wieder zu Gewaltexzessen kommen wird, weil die Islamisten zurückkehren und Rache nehmen. 

In Sahelien leiden Mädchen und Frauen am meisten
Bundesfunk, ein Bericht von Maria Jönsson, gesendet am 25. März 2013
Nachdem islamistische Rebellen im Westen Saheliens die Gewalt an sich rissen, verkündeten deren Anführer die Einführung der Scharia. Frauen mussten sich verschleihern – ein bisher bei muslimischen Frauen in Sahelien nicht weit verbreitetes Brauchtum. Sie durften nicht mehr in Begleitung von Männern gesehen werden, auch nicht in Begleitung ihrer Brüder. Da den Frauen das arbeiten untersagt wurde, wirkte sich dies schnell auf den Handel und die Nahrungsmittelversorgung der lokalen Bevölkerung aus. Traditionell sind viele sahelische Frauen im Westen als Marktfrauen tätig und sichern auch im Rahmen der Viehzucht und Subsistenzwirtschaft das Überleben der Familie. Nicht nur die weibliche Bevölkerung war jedoch betroffen, auch die männliche musste sich unter Androhung drakonischer Strafen immer mehr Regeln beugen: Das Tanzen wurde verboten. Die Musik. Der Fußball. Prachtvolle Gewänder und vieles mehr. 
In der Provinzhauptstadt Maradir wurden die sahelischen und französischen Truppen jubelnd empfangen. Über ein Jahr hatte die Bevölkerung die Herrschaft der Islamisten erdulden müssen. Zuerst verteilten sie zwar Nahrungsmittel an die Bevölkerung, um sich gut zu stellen, die Situation veränderte sich allerdings binnen weniger Wochen. Die Strafen wurden immer strenger vollzogen. Es gibt sogar Berichte von Steinigungen, auch dass Dieben eine Hand abgehackt wurde erzählen die Einheimischen. 
"Für die Mädchen und Frauen war die Scharia eine Katastrophe", erklärt der Bürgermeister von Maradir. Frauen die sich sonst in der Öffentlichkeit frei bewegen konnten, mussten zuhause bleiben. Frauen wurden mit bis zu fünf Männern verheiratet, von denen jeder nur einen kleinen Teil des Brautpreises bezahlen musste. Dies stellt nicht nur eine Zwangsheirat sondern auch eine Gruppenvergewaltigung dar. Auch die in Sahelien teilweise verbreitete Praxis der weiblichen Genitalverstümmelung wurde stärker denn je praktiziert. Die Rebellen schlossen flächendeckend Schulen, nur die Koranschulen sollten besucht werden. Den Mädchen wurde der Schulbesuch gänzlich verboten. 


















Am schlimmsten ist die Korruption
Jens Buschinowski, Norddeutsche Zeitung, 23. März 2014 

„Am schlimmsten ist die Korruption,“ das ist die einhellige Meinung vieler Sahelier. Tragisches Beispiel für korrupte Verhaltensweise und kleine – wie nötige – Nebenverdienste aus illegalen Geschäften kommt aus dem aktuellen Konflikt im Osten des Landes. Viele Soldaten der sahelischen Armee, die aktuell eingesetzt werden, um die Konfliktregion zu befrieden, haben die Islamischen Rebellen-Kämpfer selbst mit Waffen ausgestattet. Da die Löhne der Soldaten so niedrig sind und nicht ausreichen, um die Familien zu ernähren, haben diese Teile Ihrer Munition an die Rebellen verkauft. Diese wussten damals noch nicht, dass die Munition bald gegen sie verwendet werden würde. 
Die niedrige Entlohnung beim Militär, bei der Polizei sowie in den meisten anderen Sektoren ist ein schwerwiegendes Problem, das die Korruption im Land fördert. Sahelien liegt auf dem Korruptionsindex von Transparency International im Jahr 2013 auf Platz 152 von 175. Korruption ist allgegenwärtig und einer der Haupthinderungsgründe für die wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung des Landes.  Beim Human Development Index liegt Sahelien weltweit auf Rang 175. Das heißt konkret: Nur jeder Vierte Sahelier kann lesen, nicht einmal 700 Euro beträgt die jährliche Wirtschaftsleistung eines Einwohners, fast ein Fünftel der Kinder stirbt vor dem sechsten Geburtstag, die Lebenserwartung liegt bei wenig mehr als 51 Jahren. 
Obwohl die Regierung mit der Hilfe Frankreichs die von den Rebellen kontrollierten Gebiete zurückerobern konnte und ihre Macht so wieder hergestellt ist, sollten so schnell wie möglich Neuwahlen stattfinden. Denn vor allem die alten Eliten sind verantwortlich für die überbordende Korruption. Sie leben in Protz und Prunk hinter hohen bewachten Mauern in der Hauptstadt, während die Bevölkerung am Stadtrand und in den ländlichen Gebieten die täglichen Lebenshaltungskosten für die Familie nicht aufbringen kann. In den vergangenen Jahren wurden auch große Summen an Entwicklungsgelder veruntreut - unter anderem gezahlt von Deutschland. Das Geld versickerte in Ministerien und bei korrupten Beamten. Geschätzte 140 Millionen Euro verschwanden alleine zwischen 2005 und 2009 durch Unterschlagung aus dem Staatsbudget. Hier wird das Versagen staatlicher Strukturen in Sahelien deutlich. 
Dabei wird eine der wichtigsten kommenden Aufgaben der sahelischen Regierung sein, den Menschen wirtschaftliche Alternativen für fundamentalistische Religion zu bieten und ebenso den Rückgriff auf korrupte Praktiken verzichtbar zu machen. Denn nicht zuletzt die wirtschaftliche Not der Bevölkerung im Osten des Landes machte diese empfänglich für die Angebote der Islamisten. Denn diese köderten die Gemeinschaften mit finanzieller Hilfe sowie mit Lebensmitteln. Die Regierung muss endlich den Ursprung und nicht die Symptome der Armut im Land bekämpfen. Zusätzlich muss die Regierung versuchen während des Konflikts entstandene anti-muslimische Haltungen bestimmter Bevölkerungsgruppen wieder abzumildern und für einen Versöhnungsprozess zwischen den Ethnien und Religionen zu sorgen. 
Eine wichtige Grundlage für die Stabilität des Landes ist die Entwicklung der Industrie. Neben der Diversifizierung der Wirtschaft, müssen die wichtigsten Exportgüter Saheliens – Gold und Salz – effektiv genutzt werden. Der Rohstoffsektor muss ausgebaut werden, vor allem mit der Goldförderung kann Mali Gewinnen erzielen, die für den weiteren Aufbau des Landes unverzichtbar sind. Allerdings braucht es dazu faire Verträge mit ausländischen Bergbaufirmen. Auch faire Handelsbedingungen würden zu einer Wirtschaftsförderung in Mali maßgeblich beitragen. Hier ist die Europäische Union gefragt ihre Außenpolitik möglicherweise zu überdenken. Der freie Zugang zu Industriemärkten könnte für das westafrikanische Land sehr viel mehr bringen als Milliarden an Entwicklungshilfe, denn sonst ist Sahelien mit seinen Produkten nicht konkurrenzfähig – vor allem im Vergleich zu Produzenten aus Asien.








